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Patientenverfügung ohne Reichweiten-

begrenzung: eine Überforderung der

Selbstbestimmung

von Dietmar Mieth, Tübingen

Eine Patientenverfügung wird nicht gebraucht, solange ein Patient oder eine Pati-
entin sich selbst aktuell artikulieren können. Sie können dann unmittelbar sagen,
welchen Behandlungen sie zustimmen und welche sie ablehnen. Viele wünschen,
dass diese anerkannte Selbstbestimmung auch auf Zustände übertragen wird, in
denen sie sich nicht aktuell äußern können. Das Instrument der Patientenverfü-
gung kann dies jedoch nicht ohne weiteres befriedigend realisieren helfen.
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Zwischen der aktuellen Selbstbestim-
mung und der Vorausverfügung für
den Fall der Artikulationsunfähigkeit in
schwerer Krankheit gibt es wichtige Un-
terschiede. Der Patient mit Bewusstsein
kann seinen Willen neu fassen, der
Koma-Patient nicht. Zudem: kann der
Verfügende die Erfahrung seines re-
duzierten Zustandes wirklich vorweg-
nehmen? Dennoch meinen viele, u.a.
der Nationale Ethikrat in seiner Mehr-
heit, die Vorausverfügung solle sich
durchsetzen, es sei denn, es gebe An-
haltspunkte für einen Widerruf.
Es geht darum, wie wir den Menschen
sehen, der nicht mehr Stellung nehmen
kann. Auch der Mensch im Koma ist
Person mit allen Rechten, nicht nur der
Mensch, der im Voraus verfügen will.
Muss nicht auch eine positive Lebens-
äußerung des Patienten, d.h. der nicht
verbale Ausdruck dafür, dass er sich
wohl fühlt, als Indiz für den Willen oder
gegebenenfalls für eine Willensände-
rung akzeptiert werden? Der Nationale
Ethikrat hat dies in seiner Stellungnah-
me zwar akzeptiert. Aber er meint in
seiner Mehrheit, dass die Wertung die-
ser Lebensäußerung von einer Patien-
tenverfügung im Voraus interpretiert
werden kann. Man könne verfügen, sie
bei dem Menschen im Koma, der man
selbst einmal sein könnte, nicht zu be-
achten.

Selbstbestimmung, Fürsorge
und Kommunikation
Nach einem inzwischen zurückgezoge-
nen Entwurf des Bundesjustizministeri-
ums gilt auch der mutmaßliche Wille,
den man auch aus allgemeinen Wert-
vorstellungen des Patienten konstru-
ieren kann, als vorrangig gegenüber
dem Grundsatz der Lebenserhaltung.
Zudem kann ein schriftlich Bevollmäch-
tigter ohne Einschränkung der Reich-
weite entscheiden. Wird damit eine in-
direkte Sterbehilfe mittels leidvermin-
dernder Maßnahmen ermöglicht?
Wenn sich der Arzt immer mehr als
Vollstrecker des Patientenwillens ver-
steht, sind seine eigene Selbstbestim-
mung und sein berufsständisches Ethos
nicht mehr einbezogen. Durch kommu-
nikative Überlegungen mit den Beteilig-
ten (etwa durch ein Konsil, d.h. eine
Beratung mit Pflegenden und Ange-
hörigen) könnte man hier einen Auto-
matismus vermeiden und weitere Ge-
sichtspunkte einbeziehen. Selbstbestim-
mung ist nach Meinung der Enquête-
Kommission des Bundestages zwar
oberstes Kriterium, aber sie dürfe nicht
kontextlos und umstandslos, gleichsam
abstrakt, zu einem blinden Vollzug füh-
ren. Selbstbestimmung ist weder bei
der Erstellung der Patientenverfügung
noch bei deren Anwendung unabhän-
gig von den Umständen zu sehen. Um

zu erkunden, wie Patientenverfügun-
gen in konkreten Situationen gehand-
habt werden und wirken, bedürfte es
m.E. auch empirischer Untersuchungen
– z.B. darüber, wie Menschen vorher
gedacht haben, als sie ihre Verfügung
verfassten, und wie sie im Eintrittsfalle,
wenn sie z.B. entgegen ihrem voraus-
verfügten Willen überlebten, nachher
über ihre Meinung bei strittigen Be-
handlungen denken.
Außerdem erscheint es als sinnvoll, pre-
käre Entscheidungen gerichtlich noch
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einmal überprüfen zu lassen. In vielen
Fällen wäre es hilfreich, wenn die Pa-
tientenverfügung eine(n) Bevollmäch-
tigte(n) benennt, der die Entscheidung
trägt. Manche meinen, eine solche Ent-
scheidung wäre für diesen eine große
Belastung. Es gibt offensichtlich keinen
einfachen Weg.
Eine Stellungnahme der öffentlichen
Kammer der EKD macht darauf auf-
merksam, dass man nach dem christ-
lichen Menschenbild Selbstbestimmung
und Fürsorge nicht auseinanderreißen
sollte. Der Mensch als ein auf die Ge-
meinschaft bezogenes und von Ande-
ren abhängiges Wesen ist nie völlig aut-
ark. Er bedarf der Zuwendung und Für-
sorge anderer. Er wäre sonst in vielen
Lebenssituationen überfordert. Christ-
lich gesehen kann sich im Vertrauen auf
die Fürsorge anderer auch die Gelassen-
heit gegenüber dem Eigenwillen aus-
drücken.

Ein Recht oder eine
Zumutung?
Andererseits stellt sich die berechtigte
Frage, ob eine Alternative zur individu-
ellen Vorausverfügung nicht letztlich
doch auf Bevormundung und Paterna-
lismus hinausläuft. Viele haben die Er-
fahrung gemacht, dass sich Wünsche
nach einer Einschränkung der Appara-
temedizin und einer beschwerlichen Le-
bensverlängerung im konkreten Fall nur
schwer durchsetzen lassen. Auch von
daher ist zu verstehen, dass Selbstbe-
stimmung in diesen beschwerten Pha-
sen des menschlichen Lebens vor
Fremdbestimmungen Vorrang haben
und geschützt werden soll. Mit dem
Siegeszug des Autonomie-Prinzips im
Sinne der „informierten Zustimmung“
als Dreh- und Angelpunkt in der
modernen Medizin ist die Abwehr
„fremder“ Entscheidungen verbunden.
Andererseits besteht die Gefahr, dass
man der Selbstbestimmung zuviel zu-
mutet. Selbstbestimmung kann sich
auch in einem Recht auf Nicht-Entschei-
dung ausrücken, das man dem Recht
auf Nichtwissen gleichstellen muss. Of-
fensichtlich machen in den USA neun
von zehn Patienten, die vor der Frage
stehen, ob sie ein Verfügungsformular

ausfüllen sollen, von diesem Recht Ge-
brauch und füllen das Formular nicht
aus (vgl. Fagerlin/Schneider 2004).

Eine mögliche schiefe Bahn?
Die Knappheit der Mittel für medizini-
sche Betreuung und Pflege, von der
überall die Rede ist, könnte sorgfältige
ethische Überlegungen überlagern und
statt dessen ökonomische Gesichts-
punkte in die Entscheidungen hineintra-
gen. Es ist verständlich, dass verantwor-
tungsbewusste Menschen auch auf ihre
Angehörigen Rücksicht nehmen. Bei
längeren Pflegefällen können diese ja
mit ihren Einkünften und mit ihrem
Vermögen herangezogen werden. Zu
bedenken ist aber, dass die in die
Eigenbeteiligung verlagerte Knappheit
der Mittel in der Gesundheitsversor-
gung zu einer Art „Selbststandardisie-
rung“ führen könnte: man möchte
nicht zur Last fallen bzw. auch nicht als
Last in Erinnerung bleiben. Daraus
folgt, dass zwar alles auf das Individu-
um abgestimmt zu sein scheint, dieses
sich aber selbst nicht isoliert betrachten
kann. Darauf ist bei der Beratung von
Patientenverfügungen zu achten. Wenn
Patientenverfügungen – wie nach vielen
Vorschlägen – von Formvorschriften
und Beratungsnachweis weitgehend
befreit werden sollen, wird dieser Ge-
sichtspunkt vernachlässigt.

Begrenzung der Reichweite
Die Enquête-Kommission fordert mit
großer Mehrheit für die Anwendung ei-
ner Patientenverfügung, mit der auf le-
benserhaltende Maßnahmen verzichtet
wird, dass die bestehende Krankheit
trotz medizinischer Behandlung irre-
versibel und tödlich verläuft. Denn bei-
spielsweise der Entzug der Ernährung
hat ja immer den Tod zur Folge, gleich
wie krank der Patient ist. Während er
aber in einem Fall das Sterben, das
auch ohne diesen Entzug in absehbarer
Zeit einträte, nur verkürzen würde, wür-
de er im anderen Falle das Überleben
beenden, so dass dieser Abbruch die di-
rekte Ursache des Todes wäre.
Der Abbruch als direkte Ursache des
Todes führt logisch zu der Frage, war-
um man dann die so stark gemachte
Selbstverfügung bei aktiver Tötung
nicht mehr gelten lässt. Um die bleiben-
de Differenz zu aktiver Tötung zu mar-
kieren, wird von Befürwortern eines sol-
chen Abbruches ohne Reichweitenbe-
grenzung Folgendes geltend gemacht:
Durch die ursprüngliche Maßnahme,
etwa durch die künstliche Ernährung ei-
nes Komapatienten, sei die Wiederher-

stellung seiner Selbststeuerung ange-
strebt. Es stelle sich dann erst später
heraus, dass dies nicht zu erreichen sei.
Zumutbar sei jedoch nur eine selbstge-
steuerte Überlebensform, in welcher
der Patient nicht bloß vegetative bzw.
sensitive „Reflexe“ zeige, sondern auch
„Reaktionen“, die einen Rest von Steu-
erung der Person erkennen lassen. Die
Unterscheidung zwischen „Reflexen“
und „Reaktionen“ ist freilich schwierig.
Angehörige oder Freunde werden mög-
licherweise darüber anders urteilen als
Gehirnspezialisten. Wer das Abbrechen
einer lebenserhaltenden Maßnahme,
die zuvor verordnet wurde, ohne Be-
grenzung der Reichweite befürwortet,
meint, dies sei immer noch eine passive
Form des Sterbenlassens. Genau dies ist
schwer nachvollziehbar. Zum einen ist
ja der Betroffene nicht im absehbaren,
irreversiblen Sterbeprozess, zum ande-
ren ist die betreffende Handlung kein
Unterlassen. Die Lebenserhaltung steht
in der Gefahr, nur noch bedingt Ziel
ärztlichen Handelns zu sein. Dieses
steht dann unter dem Vorbehalt des Er-
halts oder Wiedergewinnens der Selbst-
steuerung. Aber auch der Mensch, der
sich nicht mehr sprachlich oder eindeu-
tig artikulieren kann, ist Träger der
Menschenwürde. Die Beachtung dieses
Grundsatzes kann nicht einfach durch
den Hinweis auf seine vohergehende
Selbstbestimmung ohne weitere Bedin-
gungen entfallen.

Keine Lösung für alle Fragen
Patientenverfügungen lösen nicht
schon allein durch ihre Existenz die un-
bestreitbaren Probleme für die Beteilig-
ten und für die ganze Gesellschaft. Des-
halb bedarf es einer intensiven öffent-
lichen Debatte über die inzwischen im
Bundestag erarbeiteten Alternativen,
damit nach gründlicher ethischer Ab-
wägung die nötige rechtliche Klarheit
erreicht wird.


